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Expedition: Herrenftraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 9. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Bern, 7. Juli. Bei der heutigen Eröffnung der Bundesver⸗ 
ſammlung erinnerte der Präſident des Nationalraths, Karrer, an die 
Angelegenheit von Zillelegrand, bei welcher die Schweiz ſich mehr auf 
den Standpunkt der Großmuth als des Rechts geſtellt habe, indem ſie 
vergaß, daß Großmuth wohl Großen gezieme, bei Kleinen aber leicht 
als Schwäche gelten könne. 

l Bei der hierauf ſtattgefundenen Präſidentenwahl wurde Eſcher aus 
Zürich zum Präſidenten des Nationalraths, Vigier aus Solothurn zum 
Präſidenten des Ständeraths gewählt. 

Paris, 8. Juli. Man verſichert, daß am geſtrigen Tage eine 
officielle Depeſche hierſelbſt angekommen ſei, welche die Anerkennung 
Italiens ſeitens Rußlands anzeige. 

Turin, 7. Juli. Die Kammer hat in ihrer heutigen Sitzung in Bezug 
auf den Antrag Pepoli's beſchloſſen, daß die Uebereinkunſt betreffs des 
Credit foncier als dringlich durch das Bureau für morgen auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt werde. 

Turin, 7. Juli, Abends. Nach einem hier eingetroffenen Telegramm 
aus Neapel vom heutigen Tage war daſelbſt das Gerücht verbreitet, daß 
hiavone und zwei ſeiner Gefährten in einem verzweifelten Kampfe gegen 
die Franzoſen im Piccogebirge getödtet worden ſeien. 

Neueſte Ueberlandpoſt.] Bombay, 12., Calcutta, 6. Juni. 
Doſt Mohammed ſetzt ſeinen Marſch gegen Kandahar fort, wo er am löten 
Mai erwartet wurde. Im Nordweſten Indiens herrſcht die allgemeine Be⸗ 
ſorgniß, daß ein Aufſtand der einheimiſchen Bevölkerung bevorſtehe. Ein 
Individuum, welches als angeblicher Nana Sahib verhaftet worden war, 
ſoll nächſtens freigelaſſen werden. 


Landtags = Verhandlungen. 

19. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (8. Juli). 
„Vicepräſident Behrend eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Mi⸗ 
niſtertiſche: v. d. Heydt, Graf Bernſtorff, v. Mühler, Graf zur Lippe, 
v. Jagow, v. Holzbrinck, Graf Itzenplitz, v. Roon und eine große 
Zahl von Reg.⸗Commiſſarien. Dr. Lette iſt in das Haus eingetreten. Aus 
dem Herrenhauſe iſt die Militär⸗Convention mit Koburg⸗Gotha und der 
Geſetzentwurf, das Paßweſen betreffend, eingegangen. Ein Antrag, das 
Haus wolle die Staatsregierung auffordern, dem Hauſe in der nächſten 
Seſſion einen Geſetzentwurf, betr. die Verwaltung der oberſchleſiſchen Stein⸗ 
ohlenbergwerke durch den Staat, vorzulegen, geht an die Handels⸗Commiſſton. 
An dieſelbe geht auch der vom Miniſter v. Holzbrinck überreichte Geſetz⸗ 
Entwurf über den Bau der Eiſenbahn Halle⸗Nordhauſen⸗Kaſſel. — Vor dem 
Eintritt in die Tagesordnung ſtellt der Abg. Dr. Waldeck den Antrag, die 
Berathung über den Etat vom Jahre 1863 von der heutigen Tagesordnung 
abzuſetzen. Der Antrag wird nach Probe und Gegenprobe mit ſchwacher 

Majorität abgelehnt. Dafür nur die Fortſchrittspartei und die Polen. 
Das Haus tritt in die Tagesordnung. — Die v. Sybel'ſche Interpella⸗ 
tion, die kurheſſiſche Frage beir., wird verleſen. Miniſter des Auswärtigen 
Graf Bernſtorff: Die Regierung befindet ſich nicht in der Lage, auf dieſe 
Interpellation antworten zu können. Die Fragen betreffen das innere heſſi⸗ 
ſche Staatsrecht und gehen die heſſiſche Regierung und die Stände an. Was 
die königl. Staatsregierung gethan hat, das liegt klar am Tage vor aller 
elt und bedarf keiner Erläuterung. Die Staatsregierung wird auch ferner 
über die Ausführung der Verfaſſung wachen, aber ſie kann keine beſtimmte 

Ärung im Voraus darüber abgeben, was für den einen oder andern 
gel zu thun fein dürfte. — Der Abg. v. Rojenberg erſucht den Vice⸗ 

gräſidenten Behrend, eine Frage an das Haus zu ſtellen, ob daſſelbe über 
ie Interpellation in eine Debatte treten wolle. Der Vorſitzende lehnt 
dies jedoch ab; es ſei Sache des Hauſes, einen ſolchen Antrag zu ſtellen, 
nicht Soße des Präſ., beim Haufe darüber anzufragen. 8 

uf Erſuchen des Grafen Bernſtorff, der für den weiteren Verlauf 
der Sitzung an der Theilnahme verhindert ſein würde, folgt zunächſt die 
Berathung über den Handelsvertrag mit Siam. Die Commiſſion bean⸗ 
tragt, demſelben die Zuſtimmung zu ertheilen und die Regierung aufzufor⸗ 
dern, mit den deutſchen Staaten über eine Handelsflaggenconvention in 

erhandlung zu treten. ; 

Abg. v. Rönne (Solingen): Ich heiße den Antrag auf Abſchluß einer 
Haggenconvention willkommen, weil er einen neuen Beweis liefert, daß der 
: uf nach deutſcher Einheit ein berechtigter iſt, da er ſich auf allen Gebie⸗ 
1 des Volkslebens geltend macht, vor allem auf dem der materiellen In⸗ 

ereſſen. Aber ich bitte Sie, den Werth einer allen deutſchen Staaten ge⸗ 
meinſamen deutſchen Flagge auch nicht zu überſchätzen. Die Flagge it das 
äußere Kennzeichen der Nationalität eines Schiffes, fie iſt das Symbol des 
jenigen Staates, unter deſſen Schutz das Schiff fährt. Ein politiſch einiges 
Deutſchland ſchafft daher nothwendig eine einheitliche deutſche Flagge, aber 
eine unter den einzelnen deutſchen Staaten verabredete gemeinſame Flagge 
ſchafft kein politiſch einiges Deutſchland. Völkerrechtliche Anerkennung in⸗ 
det nur die Flagge eines Staates, der ſelbſt völkerrechtlich anerkannt iſt, 
und dadurch Aufnahme in die große Staatenfamilie gefunden hat. Nehmen 
daher alle einzelnen deutſchen Staaten dieſelbe Handelsflagge an, jo wird 
das Ausland ſie anerkennen, nicht weil ſie die Flagge eines politiſch einigen 
Deutſchlands ist welches nicht exiſtirt, ſondern weil ſie die Flagge eines je: 
den deutſchen Staates iſt. Dennoch iſt es ganz ermünfcht, ſich über eine 
ſolche gemeinſame Dau zu einigen, weil darin ein Schritt weiter zur po 
litiſchen Einigung Deut chlands liegt. ’ 

Eine Flaggenconpention ift eine nothwendige Ergänzung des Zollvereins. 
Denn eben jo wie dieſer, ohne ein politiſcher Körper zu fein, ſich die Auf⸗ 

abe geſtellt hat, unter den verſchledenen deutſchen Staaten eine einheitliche 

eſetzgebung über Zolltarife und andere damit zuſammenhängende zu ſchaf⸗ 
fen, eben ſo würde es die Aufgabe eines Flaggenvereins ſein, eine gemein⸗ 
ſame Schifffahrtsgeſetzgebung anzubahnen. Denn eine ſolche Convention 
würde ſich keineswegs darauf zu beſchränken haben, eine von allen deutſchen 
Schiffen Fance zu führende Flagge zu ſchaffen. Die Flagge iſt nur 
bie ushängeſchild; das Schiff, welches ſie aufzieht, will damit nur fagen, 
pi bereit jei, den Beweis anzutreten, daß es dieſem oder jenem Staate 
f 5 rt; dieſer Beweis ſelbſt aber wird nicht durch die Flagge geführt, 
er 5 durch die Schiffspapiere. Wer ein Recht hat, den Beweis der 

taatsangehörigkeit eines Schiffes zu fordern, — alſo beim Einlaufen des 
Sale in einen fremden Hafen die Hafenbehörden, und auf offener See 
m Fall eines Krieges die zum völkerrechtlichen Durchſuchungsrecht der neu: 
tralen Schiffe berechtigten Kriegsſchiffe der kriegführenden Parteien, — wird 
die Einſicht der Schiffspapiere verlangen, und es würde gewiß eine ſehr 
weſentliche Erleichterung des Handels- und Schifffahrtsverkehrs fein, wenn 
ſämmtliche deutſche Staaten in dieſer Beziehung nur eine und dieſelbe Ge 
Iegebung hätten. Völkerrechtlich ſteht es im allgemeinen nicht feit, welcher 

rt die Papiere fein müſſen, um die Staatsangehörigkeit eines Schiffes zu 
beweiſen, und es entſtehen darüber nicht ſelten Streitigkeiten, denen man 
durch Verträge zu begegnen geſucht hat. 

In den meiſten in neuerer Zeit von den Staaten des Zollvereins mit 
fremden Staaten geſchloſſenen andels⸗ und Schifffahrtstraktaten iſt aner⸗ 
kannt, daß die Staatsangehör gleit eines Schiffes nach den Landesgeſetzen 
der paeiscirenden Staaten beurtheilt werden ſolle; damit wird dem Auslande 
zugemutet, die in dieſer Beziehung beſtehenden Geſetze eines jeden deutſchen 
Staates zu kennen. Denn leider hat das deutſche Handelsgeſetzbuch ſich da⸗ 

it begnügt, zu beſtimmen, daß jedes Schiff, welches die Landesflagge führen 
darf, in ein Schiffsregiſter eingetragen werden muß, worüber ein Gertificat 


orderniſſe zu beſtimmen, von welchen das Recht eines Schiffes, die Landes⸗ 
agge zu führen, abhängig fein fol. Und von dieſer Befugniß hat Preußen 
bereits im Einführungsgeſetz Gebrauch gemacht, indem darin unter andern 
ausgeſprochen iſt, daß nur diejenigen Schiffe die preußiſche Flagge zu führen 
berechtigt wären, welche ſich in dem ausſchließlichen Eigenthum preuß. Un⸗ 
terthanen befinden. Schon bei der Berathung des deutſchen Handelsrechts 
wurde mit vielem Nachdruck geltend gemacht, daß es auch aus dem Grunde 
wünſchenswerth ſei, 
tioniren, 


. ertheilen 106 aber im übrigen iſt es den Landesgeſetzen überlaſſen, die Er⸗ 


um dadurch den Angehörigen der Binnenländer die Betheiligung 


eine deulſche Nationalität der Schiffe geſetzlich zu ſanc⸗] V 


ren. Die Verhältniſſe der deutſchen Küſtenſtaaten find in der That nicht jo 
verſchieden, daß dies und ähnliches ſich nicht erreichen laſſen ſollte, und das 
wäre die Aufgabe einer Flaggen⸗Convention. Ich ſchlage ihre Bedeutung 
nicht zu hoch an, ein politiſch einiges Deutſchland ſchafft ſie nicht, aber ſie 
hilft es anbahnen, eben jo wie der Zollverein. Und daß in den halbcivili⸗ 
ſirten Ländern Aliens eine gemeinſame deutſche Flagge jedenfalls nur dazu 
beitragen würde, Deutſchland dort eine erhöhte Achtung zu verſchaffen, 
während die von den aa deutſchen Conſuln geführten ſich einander nicht 
gleichenden Flaggen ibrer betreffenden Staaten jenen Ländern nur ein trau⸗ 
riges Bild der deutſchen Zerriſſenheit vor Augen führen würden. Das alles 
hat der Commiſſions⸗Bericht in's klare Licht geſtellt. mmer aber bleibt 
auch eine Flaggenconvention nur ein trauriger Nothbehelf; gründlich kann 
auch auf dem Gebiet der materiellen Intereſſen nur geholfen werden durch 
eine politiſche Neugeſtaltung Deutſchlands, durch ein Nationalparlament, 
weil nur in einem ſolchen der Particularismus überwunden werden kann, 
nur durch eine . weil ſie dem Auslande gegenüber eine impo⸗ 
nirende Stellung einnehmen wird (Bravo!. 

Abg. Virchow: Wenn nicht die erheblichſten Bedenken vorlägen, ſo würde 
man den Vertrag annehmen müſſen; deshalb ſtimme er dafür. Er müſſe 
abermals auf eine Aenderung des Conſularſyſtems hinweiſen. Welche In⸗ 
ſtructionen hätten die Conſuln nach Aſien mitgenommen? Was hätten ſie 
zu wahren? Der Conſularetat, der ſchon jetzt 400,000 Thlr. koſte, werde 
bedeutend ſteigen. Trüge Preußen allein die Koſten, zahlte es nur aus 
Courtoiſie für die andern deutſchen Staaten ſo bedeutende Summen? Und 
dafür hätte es nicht einmal das Recht, die Conſuln allein zu ernennen, denn 
die anderen Regierungen ſeien dabei betheiligt. Dem Antrage auf die deut⸗ 
ſche Reichsflagge ſtimme er gern bei. Sie müſſe ſogar geführt werden, 
wenn die Vertretung wirklich eine deutſche ſein ſolle. 

Abg. Becker ſtellt das Amendement, auf eine dem Reichsgeſetz vom 
31. Juli 1848 entſprechende Flagge hinzuwirken. Jenes Geſetz, das für 
Preußen unter dem 23. November 1848 publizirt ſei, beſtimme die ſchwarz⸗ 
tothgoldene Fahne zur Reichsflagge. Eine weitere Anordnung über die An⸗ 
wendung der Flagge ſei damals vorbehalten worden. Preußen, als Erbe der 
Centralgewalt muͤſſe Deutſchland nach außen vertreten. Er hoffe alſo, daß 
man jenem Geſetz gemäß handeln werde. Abg. Reichenheim führt gemäß 
dem Commiſſionsberichte aus, daß eine gemeinſame Flaggen⸗Convention 
neben den Handelsverträgen nöthig ſei. 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Jeder könne eine Flagge führen. 
Hier aber ſei es nöthig, daß hinter der Flagge eine beſtimmke politiſche 
Körperſchaft ſtehe. Die aſiatiſchen Völker würden wenig nach den Flaggen 
fragen, ſondern vor Allem auf den Konſul und die Schiffspapiere achten. 
Vor Allem ſei es nöthig, eine Behörde zu ſchaffen, die gemeinſame Schiffs⸗ 
papiere ausſtelle. Mit der Flagge dürfe man nicht anfangen, das ſei das 
Letzte. Auch er wünſche ſie als Symbol deutſcher Macht und Einigkeit in 
fremden Ländern zu ſehen. Was der Allg. Becker ausgeführt, ſei ganz rich⸗ 
tig. Ja, jenes Geſetz ſei ſogar ausgeführt. In Frankreich ſei durch ein 
Rundſchreiben des Marineminiſters vom Juni 1850 die ſchwarzrothgoldene 
Flagge, genau, wie jenes Reichsgeſetz beſtimmt, anerkannt worden, wenn 
auch nicht auf Antrag Preußens allein, das ſich alſo doch wohl nicht als 
Erbe der Centralgewalt 5 habe, ſondern auf gemeinſamen Antrag 
Oeſterreichs und Preußens. brigens habe das Beckerſche Amendement 
gewiß aid die Hanſeaten z. B. würden auf ihre weltbekannte Flagge 
gewiß nicht verzichten. Das Amendement gehe auch weiter, als man da: 
mals in Frankfurt gegangen. Dort ſei damals mit großer Majorität be⸗ 
ſchloſſen worden, daß neben der Flagge auch die einzelnen Flaggen geführt 
werden könnten. Weiter zu gehen, ſei ein Schlag ins Waſſer. 

Handelsminister v. Holzbrinck: Die bedeutendsten Vortheile ſeien unter 
der preußiſchen Flagge erreicht. In fernen Gewäſſern werde nur diejenige 

lagge geſchätzt und geachtet, welche durch Kanonen unterſtützt werde. Der 
Muth und die Ausdauer unſerer Marine hätten die preußiſche Flagge in 
Reſpekt geſetzt. Dagegen könne die Regierung nur mit Dank anerkennen, 
wenn das Haus ihren beſtändigen 3 entgegen komme. Die Re⸗ 
445 5 habe erklärt, daß ſie in dieſem Augenblicke nicht im Stande ſei, eine 
olche Convention anzubahnen; ſie habe aber nicht erklärt, daß es nicht wün⸗ 
ſchenswerth ſei, eine ſolche Convention abzuſchließen. 

Abg. Lette: Er begrüße die Worte des Handelsminiſters mit Freuden 
und glau be, daß dieſer Vertrag ſehr wohl ausführbar ſei, wenn er in die 
Hände von Conſuln gelegt werde, die das nöthige Selbſtgefühl hätten und 
wenn hinter ihren Anordnungen eine gehörige deutſche Macht ſtehe. Selbſt 
die Hanſeſtädte würden dem Zollvereine beitreten, wenn er auf anderen 
Grundlagen beruhe, als jetzt; er könne in ſeiner jetzigen Geſtalt nicht ſort⸗ 
dauern; die ganze Entwickelung der großen volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
hänge von einem reinen Zufalle ab. Vor allen Dingen komme es darauf 
an, bei der bevorſtehenden Kündigungszeit des Zollvereins zu erwägen, in 
welcher Weiſe der Zollverein zu reconſtituiren ſei, damit die deutſche Nation 
genügende Vertretung finde. Fu 

Abg. v. Sybel: Er befinde ſich bei dieſer Frage in der ſeltenen Lage, 
mit der Staatsregierung in Uebereinſtimmung zu ſein. Bei der jetzigen 
Weltlage und der Lage der deutſchen Frage, bei den Nichterfolgen in der 
deutſchen Frage, bei den negativen Erfolgen in der heſſiſchen Frage, könne 
er nur der Anſicht ſein, daß der gegenwärtige Augenblick für ſolche deutſche 
Beſtrebungen jo unglücllich, wie möglich gewählt ſei. (Heiterkeit, Bravo). 
Wenn man eine Handelsflagge einführen wolle, müſſe man derſelben auch 
Achtung zu verſchaffen wiſſen; er verſtehe nicht, wie man eine Handelsflagge 
einführen wolle, wenn man nicht de Kriegsflag e ins Leben 
rufe. Es halte ihn ein Gefühl der chicklichkeit ab, einem ſolchen Antrage 
ſeine Zuſtimmung zu geben, der die Löſung der deutſchen Frage auf einem 
Umwege über Siam anbahne, und ſei er deshalb entſchieden gegen den Antrag. 

Abg. Dr. Becker: Der Abg. Reichenſperger habe überjehen, daß es 
einen Unterſchied zwiſchen der Handels⸗ und Kriegsflagge gebe; die Handels⸗ 
flagge ſei nicht eingeführt, ſie ſei weitern Veränderungen vorbehalten; wenn 
das Reichsgeſetz geſtatte, neben der deutſchen Flagge noch eine andere zu 
führen, ſo werde durch dieſe nicht die Nationalität des Schiffes bewieſen. 
Die nationale Flagge ſei die, welche vom Steuer wehe; die meiſten deutſchen 
Schiffer führten die deutſche Flagge ſchon jetzt neben ihrer partikularen Flagge 
am Hinterdeck. Wenn gejagt worden, der gegenwärtige Augenblick ſei nicht 
geeignet, dergleichen nationale Fragen zu löſen, fo beſtreite er das nicht; 
komme aber eine ſolche Frage hier zur Sprache, fo muͤſſe das Haus fi 
darüber aussprechen, bringe man fie auch über Siam; der Umweg ſei nicht 
die Schuld des Hauſes. Weiſe man die ſogenannte deutſche Frage zur Thür 
hinaus, jo komme fie zum Fenſter wieder herein. (Bravo.) Vogleich er 
wiſſe, daß ſein Antrag am Miniſtertiſche gar keine Beachtung finden werde, 
ſo bitte er dennoch um Annahme deſſelben. 

Nach einer kurzen Gegenbemerkung Reichenſperger's (Beckum) fragt 
Dr. Virchow den Miniſter des Auswärtigen, ob der nach China abgeſchickte 
Konſul mit allen den deutſchen Geſetzbüchern ausgeſtattet ſei, die er zur An⸗ 
wendung bringen ſollte. Gegen den Abg. Lette bemerkt der Redner, daß die 
Flotten⸗ und Flaggenfrage allerdings eine poetiſche, darum aber doch nicht 
eine unpraktiſche ſei. Freilich habe in der Flottenſache die aus dem Herzen 
kommende Poeſie gewirkt, aber der Marine⸗Miniſter werde zugeben müſſen, 
daß dieſe poetiſche Auffaſſung der Flottenfrage doch recht materielle Folgen 
gehabt habe. Wenn die Frage jetzt ihren poetiſchen Charakter verloren habe, 
und in Folge deſſen auch die materiellen Mittel zu fließen aufgehört haben, 
ſo ſei dies zu bedauern, untergehen aber würde die Begeiſterung für die 
Flottenſache nie. (Bravo.) — Miniſter Graf Bernſtorff: Der nach China 
geſandte Konſul habe allerdings die erforderlichen Inſtruklionen erhalten, es 
ſei dies aber Sache der Exekutive, nicht der Volksvertretung. Uebrigens wolle 
er dieſe Gelegenheit nicht verſäumen, um die Anerkennung der Staatsregie⸗ 
rung für die Führer und Mannſchaften der oſtaſiatiſchen Expedition auszu⸗ 
ſprechen; es könne mit ſtolzer Befriedigung empfunden werden, daß die preu⸗ 
ßiſche Kriegsflagge ebenſo zu Anerkennung und Ehren gekommen ſei, wie die 

ahne unſeres Heeres. — Kriegsminiſter v. Roon: Er könne den Abg. 

irchow in Bezug auf die Flottenbeiträge beruhigen. Es ſeien allerdings 


an der dae zu ermöglichen und ihr ſo größere Kapitalien zuzufüh⸗ 


in dankenswerther Weiſe verhältnißmäßig reiche Beiträge für die preußiſchef 


Flotte gefloſſen; dieſer Zuſchuß habe auch nicht aufgehört, wie die Bekannt⸗ 
machungen * . er die dle Nicht allein der National⸗ 
erein, auch andere Patrioten ſuchten die Flottenſache zu fördern. — Der 
Schluß der Debatte wird abgelehnt. n x 


Abg. Duncker: Ich muß zunächſt mein Bedauern ausſprechen, daß der 
Herr Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten uns die Mittheilung der 
Inſtruktionen für die Conſuln in Oſt⸗Aſien verweigert. Ich gebe vollſtän⸗ 
dig zu, daß die Feſtſtellung dieſer Inſtruktionen ein Recht der Exekutive iſt, 
ebenſo aber glaube ich, iſt es ein Recht dieſes Hauſes, Kenntniß zu erlan⸗ 
gen von den Beſtimmungen, welche vielleicht über Leben und Freiheit preu⸗ 
ßiſcher Staatsbürger mit zu entſcheiden haben. (Bravo.) Feder wollte ich 
Sie bitten, meine Herren, das Amendement des Abg. Dr. Becker zu unter⸗ 
ſtützen, und zwar nur deshalb, weil ich glaube, daß es nicht blos poetiſch, 
ſondern im eminenten Sinne praktiſch iſt Der Weg zur Erzielung einer 
Flottenconvention mit dem dreifarbigen Banner iſt ein ſehr einfacher, wenn 
wir nur bei uns ſelbſt anfangen. Ich kann mir kein Hinderniß denken, 
welches entgegen ſtände, wenn Preußen heut erklärte: „Meine Kriegs⸗ 
Flagge und meine Handelsflagge iſt die ſchwarz⸗roth⸗goldne“. 
Bravo.) Was die Handelsflagge betrifft, ſo hat Ihnen der Abgeordn. Dr. 

ecker ſchon bewieſen, daß die ſchwarz töth⸗golons Handelsflagge durch ein 
publicirtes Geſetz ein Recht des Landes geworden iſt und wir können ver⸗ 
langen, daß dieſes Geſetz zur Ausführung komme. 

Wenn dies geſchieht, ſo glaube ich, werden die particulariſtiſchen Beden⸗ 
ken der anderen deutſchen Regierungen ſehr bald beſeitigt werden, aber man 
kann nicht daran denken, den Particularismus bei Anderen zu beſeitigen. 
wenn man ihn nicht zuerſt im eigenen Herzen beſiegt (Bravo). So hoch ich 
die Thaten ſchätze, die unter dem ſchwarz⸗weißen Banner erreicht find, fo 
meine ich doch, daß die großen Fürſten und Staatsmänner der Vorzeit nicht 
ſo engherzig gedacht haben, wie die gegenwärtigen (Murren rechts). M. H., 
wenn man in unſerem Staate immer geglaubt hätte, nur unter den alten 
Farben auch ferner ſiegen zu können, ſo würde unſere Armee noch heut dem 
rothen kurbrandenburgiſchen Adler folgen (Bravo). M. H., ich 
glaube, daß Erfolge in der deutſchen Politik nur erreicht werden können, 
wenn Preußen ſich entſchließt, dieſe nationalen Farben anzunehmen; aber 
freilich, da gebe ich meinem Freunde hier zur Seite Recht (auf Schulze⸗De⸗ 
litzſch deutend), find die Männer, welche wir heute auf der Miniſterbank 
ſehen, allerdings nicht in der Lage, dieſes nationale Banner zu entfal⸗ 
ten; wir aber ſind es, und wir ſind verpflichtet, Tag für Tag und Stunde 
für Stunde dafür Zeugniß abzulegen, daß Preußen auf dieſem Rechte ſteht, 
und daß das preuß. Volt es fordert (Bravo). — Der Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten wiederholt in lebhaftem Tone, daß die Regierung 


nicht verpflichtet ſei, die Inſtructionen ihrer Conſuln vorzulegen. Was Le⸗ 


ben und Freiheit der Staatsangebörigen betreffe, jo ſei darüber in dem Con⸗ 
ſularreglement verfügt. — Abg. Virchow bedauert, daß der Herr Miniſter 
nicht bei der Debatte über den Vertrag mit China gegenwärtig geweſen, er 
würde ſich ſonſt erinnern, wie damals von ihm (Redner) ausgeführt worden, 
daß das Reglement von 1796 dem Art. 4 der Verfaſſung widerſpreche und 
einer Aenderung dringend bedürfe. — Nach einer kurzen Bemerkung des 
Abg. Lette wird die Debatte geſchloſſen. Die Abſtimmung ergiebt An⸗ 
nahme des Beckerſchen Antrages mit bedeutender Majorität. Für denſelben 
außer der Fortſchrittspartei die Abgeordneten v. Carlowitz, Harkort, Wachler, 
Richter und andere Mitglieder der Fraction Bockum⸗Dolffs. Der Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag iſt damit erledigt. 

Es folgt die Verleſung der Interpellation von Simon und Genoſſen, 
betreffend die Militär⸗ Gerichtsbarkeit. Auf die Anfrage des Vicepräſidenten 
giebt der Juſtizminiſter die Erklärung ab, die Regierung ſei bereit, in 
der erſten Sitzung der nächſten Woche darauf zu antworten. Der Vorſitzende 
verfügt demgemäß. Man geht nun in der Berathung des Budgetberichtes, 


betreffend die Etats der direkten und indirekten Steuern pro 1862, weiter 


und zwar zunächſt in der Debatte über die Elbzölle. — Der Finanzmini⸗ 


ſter: Verſchiedene Verhandlungen hätten ſtattgehabt; von Seiten der unter⸗ 


elbiſchen Regierungen ſeien Vorſchläge gemacht, welche die dieſſeitige Regie⸗ 
rung als nachtheilig ablehnen zu müſſen glaubte; dann habe die dieſſeitige 
Regierung Vorſchläge gemacht, welche von der andern Seite abgelehnt ſeien. 
In dieſem Augenblicke ſei die Regierung im Verein mit der ſächſiſchen Re⸗ 
gierung damit beſchäftigt, neue Vorſchläge zu machen, welche den Verhält⸗ 
niſſen entſprechend zu ſein ſcheinen, und wenn er es ſich verſagen müſſe, 
darüber zur Zeit etwas Näheres zu verlauten, ſo geſchähe es im Intereſſe 
de ſelbſt. Die egierung werde das Ziel, wie bisher, jo auch ferner 
verfolgen. 

Abg. v. Hennig (Straßburg): Dieſe Erklärung des Finanzminiſters habe 
er erwartet; auch ihm ſei es bekannt, daß gegenwärtig die Elbſchifffahrts⸗ 
Reviſions⸗Commiſſion in Hamburg tage. Die preuß. Regierung habe dort 
noch keine Erklärung abgegeben, er habe nur aus der eben abgegebenen Er⸗ 
klärung den Schluß ziehen müſſen, daß die Regierung geneigt zu ſein ſcheine, 
auf den ſächſiſchen Plan einzugehen und in Gemeinſchaft mit der ſächſiſchen 
Regierung einen neuen — entgegen dem hannoverſchen Antrage, ein⸗ 
zubringen. Dieſe erneueten Anſtrengungen würden eben ſo wenig einen 


Erfolg haben, als alle bisherigen. Er habe bereits geſagt, daß gegenwärtig, 


nachdem Dänemark ſich den preußiſchen Anſichten genähert habe, nur noch 
Hannover und Mecklenburg dagegen ſeien. 

Der Redner hebt nochmals die Nachtheile hervor, die eine Folge der hohen 
Tarife ſeien. Die Lage ſei eine vollſtändig unerträgliche. Rechtlich begrün⸗ 
det ſcheine, daß der Verkehr auf den ſogenannten conventionellen Strömen 
nichts weiter zu tragen habe, als zur Erhaltung des Fahrwaſſers nothwendig ſei. 
Mecklenburg habe erklärt, daß es ohne den Zoll nicht exiſtiren könne und Hanno⸗ 
ver verlange eine Entſchädigung von 2 Mill, Thlen. Alle Verhandlungen wür⸗ 
den deshalb keinen Erfolg haben Es ſei daher an der Zeit, daß das Haus 
eine ganz beſtimmte Poſition zu dieſer Sache einnehme. Bei einer anderen 
Gelegenheit habe man gehört, daß die Regierung ſich ſehr wohl im Stande 
fühle, die preußiſche Fahne hoch zu halten. Nun, hier ſei eine ſolche Gele⸗ 


genheit, und er könne ſich der Hoffnung nicht entſchlagen, daß es bier der 


Regierung beſſer gelingen werde, dem Uebelſtande abzuhelfen, als bei andern 
Gelegenheiten. Die Verhandlungen würden zu nichts führen, denn man 
werde Jemand, der ein finanzielles Intereſſe habe, nicht mit Vernunft⸗ 
gründen bekämpfen können. Die ganze Elbzollfrage ſei eine Frage der 
Macht, und die Regierung habe nach den von ihr abgegebenen Erklärungen 
die Pflicht, ihre Staatsbürger zu ſchützen, denn in welcher Achtung ſolle eine 
Regierung im Auslande ſtehen, die dazu nicht im Stande ſei. nſere Re⸗ 
gierung ſei im Stande mehr zu leiſten, als ſie leiſte; die deutſchen Regierun⸗ 
gen hätten ſich daran gewöhnt, daß unſere Regierung große Worte 
mache, aber es an Thaten fehlen laſſe, weshalb er es für nothwendig 
gehalten habe, einen beſtimmten Weg anzugeben, nämlich den, daß 
die Regierung ſage: Wenn ihr nicht dem guten Rechte nachgebt, 
ſo werde ich meine Staatsbürger von der Verpflichtung entbinden, den Zoll 
ferner zu zahlen. Er bitte deshalb um Annahme des Antrages. Was die 
Regierung thun werde, ſei ihre Sache; das Haus habe die Verpflichtung, 
das Recht ſeiner Mandanten überall zu vertreten, und wenn die Regierung 
dem Antrage nicht nachkomme, jo werde ſie allein die Folgen zu vertreten haben. 

Handels miniſter v. Holzbrinck: Es ſei wohl kein Zweifel, daß ein Bun⸗ 
desſtaat ſeine abweichenden Anſichten gegen den andern auf rechtlichem Wege, 
nicht durch Gewalt geltend machen werde. Die Regierung ſei damit einver⸗ 
ſtanden, daß dieſe ge einer Reviſion bedürften. Aber fe ſei jetzt im Be: 
griff, einen neuen? erſuch zu einer gütlichen Ausgleichung zu machen, da ſie 
den Weg vertragsmäßiger Verhandlung für den einzig giltigen halte. Ob 
er zum Ziele führen werde, laſſe ſich jetzt noch nicht enkſcheiden. Die Re⸗ 
gierung ſei aber im Recht, wenn ſie noch dieſen Verſuch mit einiger Hoff⸗ 
nung unternehmen wolle. 

Abg. v. Sybel: Es handle ſich darum, ob Preußen unter allen Um⸗ 
ſtänden, trotz aller Demüthigungen und Erniedrigungen, beim formalen Bun⸗ 
desrecht verharren wolle, oder ob es anerkenne, daß es gewiſſe Lagen gebe, 
wo es ſich ſeines großmächtigen Charakters erinnern müſſe. Neulich habe 
man ſich einmal daran erinnert, in der heſſiſchen Frage habe der preußiſchen 
Regierung wirklich einmal das Blut gewallt. Man hade die Trommel leiſe 
gerührt, und fo lange dieſer leſſe Trommelwirbel gedauert, habe die Bun⸗ 
desverſammlung ein ganz anderes Geſicht bekommen. Preußen habe ſchon 
öfter das Heft in der Hand gehabt und hätte auch früher einige Schritte 
auf einem entſchiedenen Wege verſucht; aber ſei nie ordentlich aus ſeiner 
chwankenden Stellung herausgekommen. 

„Seit zwei Jahren werde Preußen von zwei kleinen Nachbarſtaaten auf 
jede Meile chicanirt, von denen der eine ſonſt nur eine Enclave fei, deſſen 
Militär keinen Schuß abfeuern könne, wenn Preußen aufhöre, ihm Patronen 
zu liefern. (Heiterkeit.) Gerade dieſer Kleinſtaat habe die Inf olenz ge⸗ 


habt, gegen den Antrag Oeſterreichs und Preußens in der kurheſſiſchen Frage 
zu ſtimmen. Er habe einen Oeſterreicher gefragt, was Oeſterreich thun 
würde, wenn Lichtenſtein ſo handele; der habe geantwortet: das komme gar 
nicht vor. Er wünſche, daß man auch bei uns ſo ſagen könne. Aber leider 
ſei bei uns bisher das Umgekehrte die Regel. Durch die übermäßige Höhe 
der Elbzölle ſei die Schifffahrt mehr und mehr vermindert und durch die 
Eiſenbahnen ſei der Zuſtand endlich ein ganz unerträglicher geworden. Aus 
gutem und reinem Willen würden Hannover und Mecklenburg nie nachgeben. 
Mecklenburg erkläre ja, daß ſeine Exiſtenz zum Theil von den Zöllen ab⸗ 
bänge. Hannover werde gleichfalls bei ſeinem bisherigen Princip beharren, 
ſich durch keine Einſicht bewegen zu laſſen, die Zölle herabzuſetzen, Hannover 
und Mecklenburg ſeien ſeit Jahren im offenen Vertragsbruch. Er hoffe auf 
friedliche Auseinanderſetzung, hoffe aber auch, daß das Haus nicht geſonnen 
ſein werde, auch nur einen Groſchen zur Ablöſung dieſer Brandſchatzung, 
dieſes illuſoriſchen, und vollkommen anbegründeten Rechtsanſpruchs zu geben. 
Dafür, daß wir 30 Jahre lang gebrandſchatzt worden, ſollen wir jetzt noch 
ein Kapital von 2% Millionen 8 Das werde hoffentlich nimmer ge⸗ 
chehen. Aber Preußen müſſe Ernſt machen, es müſſe etwas „Seele“ in 
einer Politik zeigen; ſobald unſere Regierung gezeigt, daß mit ihr nicht zu 
cherzen ſei, hätten ſich alle Drohungen verzogen. 

In das a menen den beim Bundestag werde die Reg. hoffentlich 
nicht eintreten wollen. Entweder man müſſe das Bundesrecht ſtreng feſt⸗ 
halten, oder als europäiſche Großmacht auftreten, d. h., unſern Unterthanen 
verbieten, andere Zölle zu entrichten, als die, zu denen wir rechtlich verpflichtet 
ſeien. Gewiß würde man ſich dann von Seiten Hannovers und Mecklenburgs 
beſinnen, zu Thätlichkeiten zu ſchreiten. Er erinnere an das, was Friedrich 
der Große damals dem Gefandten des Maße ann Staats in Europa geſagt: 
am Geſandter, ſehen Sie fih meine Naſe an, ob ſie dazu geſchaffen iſt, 

aſenſtüber zu empfangen.“ (Bravo.) — Abg. Oſterrath schlägt vor, den 
Sobel zur Vorberathung an die Finanz⸗Komm. zu überweiſen. — Abg. 
Sybel, v. Hennig (Straßburg) u. Krieger gegen dieſen Antrag, für den 
ſich bei der Abſtimmung nur die katholiſche Fraktion erhebt. — Abg. v. Car⸗ 
lowitz: Wenn vom Miniſtertiſch die Erklärung abgegeben worden ſei, man 
wolle in dieſer Sache nur mit Noten verhandeln, ſo ſei in der Elbzollfrage 
keine befriedigende Löſung zu An, Es ſei nicht abzuſehen, weshalb die 
Staatsreg. den Standpunkt des Bundesrechts hier nicht ebenſo verlaſſen wolle, 
wie in der jungſten Behandlung der kurheſſiſchen Frage, aus der man eine 
koſtbare Erfahrung ziehe, daß nämlich Preußen trotz des Bundesrechts etwas 
durchzufetzen vermöge, wenn es nur wolle. (Bravo,) — Abg. v. Mallinck⸗ 
rodt verweiſt den Vorredner . ganz vergeſſenen Incidenzpunkt in der 
heſſiſchen Frage, der die preuß. Reg. zu den ungewöhnlichen Maßregeln ver⸗ 
anlaßt habe. — Uebrigens billige er es nicht, wenn man ſeine Bundesge⸗ 
5 5 e g in einer ſolchen Sprache behandele, wie der Abg. 
v. el gethan. 

enn jeder Staatsbeamte nach Pflicht und Ueberzeugung handeln ſolle, 
jo müſſe man dies ebenfo einer ſouveränen Regierung zugeſtehen; hege doch 
auch dieſes hohe Haus kein Bedenken, nach ſeiner Ueberzeugung auch einmal 
gegen die Reg. zu ſtimmen (Heiterfeit). Redner warnt die Reg., den von 
bg. v. Sybel vorgeſchlagenen Weg pie i dla, und iſt gegen den Comm. ⸗ 
Antrag, der das Fauſtrecht empfehle. — Abg. v. Hennig (Straßburg) 
rechtfertigt die Comm. dagegen, daß ſie der Regierung Gewaltanwendung 
gegen die Bundesgenoſſen zumuthe: aber die Regierung könne und ſolle 
von einem Vertrage zurücktreten, der von dem andern heile gemißbraucht 
würde; er widerhole, daß dies Haus auf eine Ablöſung niemals eingehen 
werde (Bravo). — Abg. v. Carlowitz: Auch trotz des vom Abg. v. Mal⸗ 
linkrodt hervorgehobenen Ineidenzpunkts habe das Verfahren der preuß. Re⸗ 
gierung in der kurheſſiſchen Frage dem formell bundesrechtlichen Standpunkt 
widerſprochen. — Der Commiſſionsantrag wird nach einer unter Heiterkeit 
verhallenden Bemerkung des Abg. v. Sybel mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. Gegen denſelben die Katholiken und Conſervativen. 


(Schluß f 


uß folgt.) 

Berlin, 8. Juli. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Kreisgerichts⸗Direktor, Geh. Juſtiz⸗Rath 
Wilhelm Ludwig Winter zu Bielefeld den rothen Adler⸗Orden zweiter 
Klaſſe mit Eichenlaub, dem Chauſſeegeld-Erheber Freſe zu Gr.⸗Kreutz 
im Kreiſe Zauch⸗Belzig und dem Rentier Friedrich David zu Grau⸗ 
denz das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Büchſenmacher Friedrich 
Gangloff und dem Oekonomie⸗Verwalter Bernhard Pabft zu 
Schkölen im Kreiſe Weißenfels die Rettungs-Medaille am Bande zu 
verleihen; ferner den Gerichts⸗Aſſeſſor Braut zu Berlin zum Staats: 
anwalt in Wreſchen zu ernennen. 

b Dem Civil⸗Ingenieur Joſeph Friedländer in Berlin iſt 
unter dem 5. Juli 1862 ein Patent auf eine durch Zeichnungen und Be⸗ 
ſchreibung nachgewieſene Flachs⸗Schwing⸗Maſchine, ſoweit ſolche für neu und 
eigenthümſich erachtet worden iſt, auf fünf Jahre, von jenem Tage an ge: 
rechnet und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 

Das dem Julius Schuberth, Firma: J. Schuberth und Co. in 
Leipzig unter dem 9. Januar 1861 ertheilte Patent auf eine in ihrer ganzen 
ee für neu und eigenthümlich erachtete Notendruckpreſſe, iſt 
aufgehoben. 

Oe Bürgerſchule zu Kroſſen im Regierungsbezirk Frankfurt und die 
Bürgerſchule zu Lauenburg im Regierungsbezirk Köslin ſind als zu giltigen 
Abgangsprüfungen nach dem Reglement vom 6. Okt. 1859 be geen höhere 
Bürgerſchulen anerkannt worden. (St.⸗Anz.) 

Berlin, 8. Juli. [Vom Hofe.] Se. königl. Hoheit der Kronprinz, 
Höchſtwelcher ih am 15. d. M., Früh 6 Uhr 40 Minuten, in Begleitung 
der Adjutanten Oberſtlieutenant v. Obernitz, Hauptmann v. Lucadou und 
Hauptmann Miſchke nach Stettin begiebt, wird an dieſem Tage dort in ſei⸗ 
ner Eigenſchaft als Statthalter von Pommern ein ſolennes Diner geben, zu 
welchem die Spitzen der Civil⸗ und Militärbehörden, die Generalität, die 
Stände, Vertreter der ſtädtiſchen Behörden ꝛc. geladen ſind. Für den fol⸗ 
genden Tag hat Se. kgl. Hoheit die Einladung der pommerſchen Landſtube 
um Diner angenommen. Nach Aufhebung der Tafel wird mittelſt Dampf⸗ 

vet eine Fahrt nach Frauendorf gemacht, woſelbſt die Stadt den hohen Gaſt 
bewirthen will. Die Einladung zu dieſer Collation bat heute eine Deputa⸗ 
tion der ſtädtiſchen Behörden überbracht, an deren Spitze ſich der Oberbür: 
5 Appellgtionsgerichts⸗Rath Hering, befindet. — Se. kgl. Hoh. der 

roßherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, Höchſtwelcher geſtern Abends 
von Potsdam wieder use kam und hier übernachtete, iſt heute Früh zum 
Beſuch der Induſtrie⸗Ausſtellung nach London abgereiſt. — Heute Vormit⸗ 
tag 9½ Uhr trat das Miniſterium im Minifterzimmer des Abgeordneten⸗ 
hauſes zu einer Berathung zuſammen. 


[Ueber die Ankunft der japaneſiſchen Geſandtſchaftj aus dem 
Haag iſt zur Stunde noch nichts Zuverläßiges bekannt. Die niederländiſche 
Commiſſion wird die Geſandtſchaft nicht, wie anfangs beſtimmt, bis zur 
Grenzſtation Emmerich, ſondern bis Düſſeldorf geleiten, wo zu ihrem Em⸗ 
pfange die Spitzen der Behörden und der Legations⸗Secretär Dr, v. Bunſen 
anweſend ſein werden. Dr. v. Bunſen befindet ſich derung, noch pi 

5 { ternztg. 

* Berlin, 8. Juli. [Verwaltung der oberſchleſiſchen Steln⸗ 
kohlenbergbau⸗Hilfskaſſe.] Die Abg. 
haben folgenden Antrag geſtellt: 8 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

die königl. Staatsregierung aufzufordern, ſpäteſtens in der näch⸗ 

ſten Seſſion des Landtages ein Geſetz vorzulegen, durch welches 

die Verwaltung der oberſchleſiſchen Steinkohlenber, bau⸗Hilfskaſſe 

den Contribuenten dieſer Kaſſe unter Aufſicht der taatsbehörden 

übertragen wird. ’ : 
Motive, 

Auf die Anträge der Commiſſion zur Prüfung des Staats haushalts⸗ 
Etats vom 18. März 1859 und 13. April 1860 beſchloß das Haus der 
Abgeordneten in den Sitzungen vom 30. März 1859 u. 18. April 1860: 

die königl. 5 aufzufordern, zu veranlaſſen, daß die 
Verwaltung der oberſchleſiſchen und niederſchleſiſchen Steinkohlen⸗ 
8 -Hilfskaſſe den Contribuenten dieſer Kaſſen übergeben 
werde. . 

Bei der Discuſſion wurde von dem Referenten der Commiſſion her⸗ 
vorgehoben, daß die Staatsregierung, wenn fie dieſen Beſchlüſſen ohne 
Erlaß eines Geſetzes nicht nachkommen zu können glaube, ein derartiges 
Geſetz einzubringen habe. (Stenogr. Verh. 1859 & 627, 

Den Aufforderungen des Hauſes iſt nicht nur nicht Genüge geleiſtet, 
das Ober⸗Berg⸗Amt 1 Breslau verſucht vielmehr gegenwärtig mit Zu⸗ 
ſtimmung des Handelsminiſters ein Statut einzuführen, welches die Ver⸗ 
waltung der oberſchleſiſchen Bergbau⸗Hilfskaſſe den Staatsbehörden allein 
vorbehalten und einem Comite der Contribuenten nur die Stellung eines 
begutachtenden Ausſchuſſes einräumen will. Der Weg der Geſetzgebung 
erſcheint daher als der einzige, um die Verwaltung der gedachten Kaſſe, 
welche durch das Hofreſerſpt vom 12, November 1779 begründet ift, 
dem Sinne der neuen Bergwerksgeſetzgebung entſprechend zu regeln. 


Neide und Schmidt (Beuthen) | C 


40, Im Anſchluß hieran ſtellten ſich auch hier die öfterr. Papiere faſt aus⸗ 
nahmslos niedriger. Bank- und Creditactien gingen nur in kleinen Poſten 
um, und weiſen durchſchnittlich mehr Coursnachläſſe als Erhöhungen auf, 
ebenſo gaben faſt ſämmtliche Eiſenbahnen gegen geſtern nach, ohne daß 
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** Berlin, 8. Juli. [Keine Vertagung des Abgeord— 
netenhauſes. — Vom Polizeipräfidium] In Abgeordneten: 
kreiſen wollte man kürzlich wiſſen, von der rechten Seite des Hauſes 
werde der Antrag auf eine längere Vertagung des Hauſes, etwa bis in 
den Oktober, geſtellt werden; das Gerücht erweiſt ſich aber als unbe⸗ 
gründet; auch würde zur Annahme eines ſolchen Antrages jetzt wenig 
Ausſicht ſein, da die Mehrheit des Hauſes die bald moͤgliche Erledigung 
der Militärfrage dringend wünſcht. Die gemeinſamen Berathungen der 
Linken und des linken Centrums über die Militärfrage werden über⸗ 
morgen definitiv beginnen. — Der neue Juſtitiarius des Polizeipräſi⸗ 
diums, Aſſeſſor v. Gayl, iſt ein Verwandter des Miniſters v. Jag ow. 
In Hrn. v. Gerlach aus Münſter iſt dem Handelsminiſterium ein 
Neffe des magdeburger Präſidenten gleichen Namens gewonnen, und 
ein Regierungsrath v. Hülſen, der in dem feudalen „Magdeburger 
Correſpondenten“ die Militärfrage im Sinne der Regierung beſprach, 
hat die Stelle eines vortragenden Raths im Kriegsminiſterium erhalten. 


Rußland. 

Petersburg, 5. Juli. Das heutige „Journal de St. Peters⸗ 
bourg“ bringt die erſie Nachricht über das Attentat auf den Groß⸗ 
fürſten Conſtantin, und zwar in einer Depeſche, welche der Großfürſt 
ſelbſt unmittelbar nach dem auf ihn gerichteten Angriff vorg eſtern um 
114 Uhr Abends an den Kaiſer gerichtet hat. Dieſelbe lautet: 

„Um 9½ Ubr, beim Verlaſſen des Theaters, in dem Augenblicke, als 
ich im Begriff war, in den Wagen zu ſteigen, ſah ich Jemanden ſich mir 
nähern, der mir eine Petition überreichen zu wollen ſchien; aber plötzlich 
ſchoß er auf mich eine Piſtole aus der unmittelbarſten Nähe ab. Gott hat 
mich gerettet. Die Kugel drang durch den Paletot, den Rock, das Hemd 
und, nachdem ſie das Schlüſſelbein geſtreift hatte, drang ſie nicht weiter vor. 
Ich fühle mich vollkommen wohl und empfinde nur eine leichte Contufion, 
Der Urheber des Attentats iſt auf der Stelle verhaftet. Conſtantin.“ 

Außerdem enthält das „Journal de St. Petersbourg“ die folgende 
vom 4. Juli Morgens 8 Uhr 35 Minuten datirte Depeſche des Leib: 
arztes des Großfürſten, Dr. Bogolubow: 

„Die Verwundung des Großfürſten Conſtantin beſchränkt ſich darauf, 
daß die Haut oberhalb des linken Schlüſſelbeins geſtreift iſt. Die Wunde 
hat nur geringe Ausdehnung und der Knochen iſt nicht gebrochen. Das 

ieber ift leicht. — Graf Lüders hat den letzten Tag ruhig zugebracht; die 
chmerzen an der verwundeten Kinnlade find gemäßigt; der Kranke hat 
einige Stunden geſchlafen und iſt ein wenig geſtärkt.“ 


— — — . — — — — —e— — — 


Breslau, 9. Juli. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Neue⸗Schweid⸗ 
nitzerſtraße Nr. 19 ein ſchwarzer Tuchrock mit ſchwarzem Futter und ſchwar⸗ 
zem Sammtkragen, ein Paar ſchwarze Tuchhoſen und eine rothbraune Cis 
garrentaſche mit Stahlbügel; Ohlauerſtraße Nr. 49 ein ſchwarzer Buksking⸗ 
Rock mit ſchwarzem Futter und ein braun und roth geſtreifter Shlips; 
Büttnerſtraße Nr. 24 ein Frauenkleid von ſchwarzem Camlot, ein gelbes 
kattunes Frauenkleid und ein Paar weiße Frauenſtrümpfe; aus dem Warte⸗ 
zimmer im hieſigen k. Stadtgerichts⸗Gebäude ein dunkelbrauner Ueberzieher 
mit hellbraunem Sammetkragen und ein baumwollener Regenſchirm. 

Verloren wurde: ein geſtrickter rother Geldbeutel mit acht bis neun 
Thaler Inhalt. 3 ; 

Gefunden wurden: ein weißes mit zwei Buchſtaben und einer Num⸗ 
0 I Taſchentuch; ein grüner Geldbeutel mit circa 1½ Tha⸗ 
er Inhalt. 

m Laufe letztverfloſſener Woche ſind hierorts durch Scharfrichter⸗ 
Knechte 24 Stück Hunde eingefangen worden. Davon wurden ausgelöſt 
8, getödtet 6, die übrigen 10 Stück dagegen noch am 7ten d. M. in der 
Scharfrichterei in Verwahrung gehalten. Ks, 

[Blitzſchlag.] Bei dem Gewitter, welches fih am 7. d. M., Morgens 
3% Uhr, unter heftigem Regenguß über unſerer Stadt entlud, traf ein Wet: 
terſtrahl das Haus Nr. 3 der Vorderbleiche, ohne indeß zu zünden. Der 
Blitz iſt wahrſcheinlich durch eine der offenſtehenden Bodenluken des nur nie⸗ 
drigen Wohngebäudes gefahren und hat demnächſt ſeinen Weg über den 


Gelreideboden in die Wohnung des Bäckergeſellen K. durch die offenſtehende l 2 


Thür genommen. In der qu. Stube befand ſich der p. K. nebſt ſeinem 11jäbz 
rigen Sohne und ſeiner Ehefrau. Von dieſen drei Perſonen hat p. K. und 
ſein Sohn, die gemeinſchaftlich in einem an der weſtlichen Wand der 
Wohnung ſtehenden Bette ſchliefen, erſterer einen Schlag am rechten 
Ohr, letzterer einen Schlag in das Geſicht, der mehrere kleine röthliche Punkte 
in demſelben zurückließ, und eine leichte Hautverletzung am rechten Knie er⸗ 
litten, ohne daß aber dieſe ſowie die damit verbunden geweſene augenblick⸗ 
liche Betäubung nachtheilige Folgen herbeigeführt haben. Demnächſt hat 
der Blitz ſeinen Weg an dem Fußboden der ſüdlichen Wand, die er nur we⸗ 
nig beſchädigte, in die im Parterre belegene Wohnung des Tiſchlermeiſter K. 
gen ommen, wo er noch einige Spuren an dem Mauerwerk zurückließ, und 
die Goldrahmen eines dort hängenden Spiegels ſchwärzte, demnächſt aber 
ſich ſpurlos verlor. (Pol.⸗Bl.) 


Breslauer Sternwarte. 


8. Juli 10 U. Abds.] 27 8,93 | 712,0 W. 2. Uebermöltt, 
9. Juli 6 U. Morg.] 2710,30 | +10,8 W. 2. Sonnenblicke. 
ſerſtand. 


TAT 
Breslau, 9. Juli. Oberpegel 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Hartz, 8. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete bei Geſchäfts⸗ 
ſtille zu 68, 30, wich auf 68, 20, ſtieg ſodann auf 68, 35 und ſchloß matt 
zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 / eingetroffen. Schluß 
Courſe: 3proz. Rente 68, 30, 4, proz. Rente 97, 25. 1 Spanier 
—, Iproz. Spanier 4374. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aktien 490. Credit⸗mobilier⸗Aktien 821. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 607, 
Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 8. Juli, Nachm 3 Uhr. Wetter ſehr fhön und warm. Con; 
ſols 92%. Iproz. Spanier 43%. Mexikaner 28%, Sardinier 83. Sproz, 
Wia 12 fl nel Rufen 89%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sch., 

ien . 9 Kr. 

Wien, 8. Juli, Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Sproz. Metallis 
ques 71, 20. 4 proz. Metallig. —, —. Bank ⸗Aktien — Nordbahn 
193, —. 1854er Looſe —. —. National⸗Anleihe 82, 30. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 251, —. Creditaktien 216, 10, London 127, 75. Hamburg 
—,—. Paris —, —. Gold Silber „.. Eliſabetbahn —, — 
Lomb. Eiſenbahn —, —. Neue Looſe 129, 70. 1860er Looſe 91, 10. 

Frankfurt a. M., 8 Juli, Nm. 2 U. 30 M. Oeſtr. Effekten im Allgemeinen 
etwas matter; Geſchäft beſchränkt. Vollbezahlte neue Ruſſen 90 . Schluß⸗ 
ourje: Ludwigsh.⸗Bexbach 135%. Wiener Wechſel 92. Darmſt. Bank⸗ 
aktien 217. Darmſt. Zettelbank 249. 5prz. Met. 54%. 4 prz. Met. 47%. 
1854er Looſe 70%. Oeſterr. National⸗Anleihe 63. Oeſt.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 229. Oeſt. Bank⸗Antheile 752. Oeſterr. Credit⸗Aktien 1974, 
Neueſte öſterr. Anleihe 724. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 121. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 33%. Mainz⸗Ludwigsb. Litt, A. 124%, 

amburg, 8. Juli, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Ruhige Börſe. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 83%. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 96%, Rheiniſche 92, Nordbahn 
624%. Disconto 4—4 ,. Wien 97,75. Petersburg 30. 

amburg, 8. Juli. [Getreidemarit,) Weizen loco ſehr feſt, ab 
auswärts feſt gehalten. Roggen loco ſehe feſt, ab Danzig, Königsberg pr. 
85—86 gefordert, Danzig 83½ — 84% geboten. Oel loco 29%, pr. Oktbr. 


29. Kaffee ruhig. a 
Liverpool, 8. Juli. [Baumwolle.] 12,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſt, “ höher als am vergangenen Freitage, 

Berlin, 8. Juli. Die Geſchäftsunluſt trat heute ſtärker hervor als in 
den letzten Tagen, und es ließ ſich nicht verkennen, daß neben mangelnder 
Neigung zum Kaufen Verkäufer mit ihren Offerten, haufig ſelbſt unter den 
Notirungen, ſich weniger zurückhaltend als ſonſt zeigten. Beſondere Gründe: 
für eine matte Haltung lagen nicht eben vor, es ſei denn, daß man die 
nicht unerheblich niedrigeren Notirungen aus Wien für die Geſammthaltung 
als maßgebend erachten möchte. Von dort wurde telegraphirt: Credit 215. 
80, 20, 214. 80 — 215. Nat.⸗Anl. 82. 20; Looſe 90, 75— 60. London 128. 


: 14 F. 4 3. Unterpegel: 1 F. 1 3. 


zelt über } 
— 27% Sgr. — Erbſen und Wicken 


Weißer Weizen 
Gelber Weizen 


N A 4 
manch günſtiges Moment, das für dies oder jenes Papier ſprach, beſondere 
Beachtung werth gehalten wurde. Der 


Umſatz in den Bahnpapieren war 


außerdem eingeſchränkt und nur für Wittenberger ſuchte die ee 


noch einiges Intereſſe wach zu erhalten. In Prioritäten war das 
san geringfügiger geworden, wir erwähnen nur, daß noch 


Geſchd 


für Bergiſch⸗ 


Märkiſche 3 % beſſere und für Stettiner und 44% Rheiniſche ſich einige 
Fra an ließ. Preußiſche Fonds waren im Allgemeinen gut ver⸗ 


käuflich. 


(B. u. H 
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Berliner Börse vom 8. Juli 1882. 


Fonds- und 6 


eldeourse, 


Div.] Z. 
FE. 


1861 F 

Preiy. Btants-Anlsikej6,1101%, B. Obergchles. B.. 2 70 — B. 
3tasia-Anl. v. 1680, 844% 997, ba. alto 0. . 162 4 162%, bz. 

dito 54, 86, S6, 67 7 101% bz. dito Prior A.. = 14 | — 

dito 1883 bz. dito Prior E. — 0 831, br 

dito 1852 10814 bz. dito Prior CO. Bi 
Stoats-Schuld-Bch. . . q 43 bz. Alto Prior P.. — | A 06%, bx. 
Präm.-Ani. von 1005 122% bz dito Prior E.. — 18141854, br. 
Berliner Stadt-Obl. . 144, 11024, bz. dito Prior F. . — 4% 101, @, 

Kur- u. Neumärk., %% ½ bz Oppein-Tarnow. | 1 a7, B. 
2] dito dito 101% ba. Prinz-W. (St.-V.) Ye 460 dz. 
Pommersche. libr“ ba. Rheinische ..... b | A 93% bz. 
2) dito neue 101 ba. dito (St.) Pr. — ! 4,102 B. 
2 rosen sche. 410% @ dito Prior — 43 bz. 
Al o d e. dito II. Em. | e ba. 
| dito neue. B. Rhein-Nahobatın | — | 4 31½ B. 

chlesische «....+ 34.194, B. Buhrort-Crofeld, | 345534191 B. 

o Kur- u. Noumär! 100 ba. Btarg.-Posener ..| 4 |8 % G. (exel D.) 
8 Pommersche 4 bz. Thüringer 6 119% da. 
& |Posenacho A bz. ilhelms-Bahn .| — | A |58 br. 
51 Preussischo .. .... A193, ba. dito Prior — ] 4 191% etw. bz. 
= | Westf. u. Rh A 19914 Q. dito III. Em. | — al — — 

Sächsischo........ A |200%, ba. dito Prior St.] — 45 93 B. 

Schlesis ch 4 100% bz. dito dito | — I 5 [5% ba. 
Lowisdor.ascnusce ne — 109%, bz. er 
Joldkronen . . . ... .. 6 bz. Preuss. und ausl. Bank-Actien. 


Ausländische Fonds. 


Oesterr. Metall. nf 5 155% B. Berl. K.-Verein. 
dito Ster Pr.-Anl. 4 73 B. Borl.-Hand.-Ges 
dito neuo 100-fl. L. — 69 B. Borl. W.-Ored.-@ 
dito Rat.-Anleihe „| 5 164% à % b Braunschw.Bank 
dito Bankn.n.Whr.] — 179% bz. Bromer 9 4 

Juss.-ongl. Anleihe . 5 94 bz. Coburg. Credit. A. 
dito B. Anleihe . 6 (86 ½ bz Darmst. Zettel-B. 
dito poln. Sch.-Obl. A 82% bz Darmst.Orodb.-A, 

eoln. Pianäbriofo ...] 4 | — — Dess, Öreditb.-A. 
dito III. Em. 4 187%, à J bz u.. Disco- Om.-Antbl. 

@oln. Obl, & 500 FI. . A [93 B. Gonf. Oreditb.-A. 
dito 3 300 EI. . 5 4 ba. Geraer Bank 
dito 3 FI. . —23½ 6. Hamb. Nrd. Bark 

Polo. Banknoten. . 8744 bz. n. Ver. „ 

Kurbess. 40 Thlr. — 57 B. ov. 5 

Baden 35 El. -- 131 C. L ziger = 

ren 
Actien-Course, Ei. = 
Dir. - Mein.-Oreditb. -A 
281 F. erva-Birg.-A. 

Asch.-Düsgeld. 2% 25 85% B. Vsster. Ordtb.-A. 

Aach.-Martricht. | 3% 34 bz. Pos. Prov.-Bank 

Amst.-Betiordam| Uf, 4 88 ½ bzuB. Ereusg. DB, - Anthl 

Berg.-Märkigche | 6% 4 106 , bz u. B Schl. Bank-Ver. 

Berlin-Anhalter „| 8½ 4 140% bz. Thüringer Bark 

Barlin-Hamburg, | 6 | A 118% etw. bz Weimar. Bank. 

Berl.-Potad.-Mga. 11 | 4 jI8E nz. 

Borlin-Stettiner . 7½ 4 |127%, bz. (excl. D.) 

Breolau-Froibrg. | Ef 4 112614 ba u. d. 

Oöln-Mindensr .. 12½ ap 1761, etw. bz. 

Franz.öt.-Eisenb. | 6 130% bz. B (exe D) 

Ludw.-Bexb 8 14 1354, B. 

Magd.-Halborst. . 22% 4 01 8. 

Magd.-Witten 1% 4 145% 4 ½ bz 

Mainz-Ludw. A. | 7 | 4 124% 4 ½ bz. 

Mecklenburger . 2%] 4 les etw. ba. u. B. 

Münstor-Hammer 3% - 15 B. 

Neisse-Brioger .. bz. 

Niederschles, ...| A | 4 |594, b 

N,-Schl-Zweigb. | 1½ 4 |70 bz. 

Nordb. (Fr.-W.) 4 463% ba. Petersburg 
dito Prior. War schen 

Oberschlos. A. Bremen 


Berlin, 8. 
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Thlr. Gld., 


3 


Thlr. bez. und Gld.. 


Weizen feſt. Roggen loco wurde viel 
genügender Frage und war zu hohen Pre 
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39% B. 
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. A ba. 
55 3. 
122% etw. bz. 
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4 482 etw. bz. 


K. 80% ba. 
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79 52. 


„E. 
108%, ba. 


Weizen loco 65—81 Thlr. nach Qualität, 
romberger Sapfd. 79 Thlr. bez. — Ro 
e, Sul 52 bir 


Thlr. bez., B 


Jul 
„bez., Sept.⸗Oktbr. 25 Be Thlr. 85 
r. 


Th 


fach offerirt, begegnete aber auch 
iſen ſowohl in ſchwimmenden La⸗ 
Termine eröffneten ſehr gefragt und 
Schluß ſehr feſt. 


or⸗ 


die auch bei belebtem Geſchäft von Benöthigten 
Spiritus eröffnete ſehr feſt und wurde im Laufe 


des Geſchäfts bei guter Kauflust für alle Sichten beſſer bezahlt und ſchließt 
etwas ruhiger. Gekündigt 10,000 Quart. 


* 


Breslau, 9. Juli. Wind: Weſt. Wetter: kühl und bewölkt. Ther⸗ 
mometer Früh 10° Wärme. Im Allgemeinen war am heutigen Markte für 
Getreide gute Kaufluſt bei theilweiſe höheren Preiſen; die Zufuhren waren 


nicht belangreich. 


Weizen gut beachtet; pr. 85pfd. weißer 75—89 Sgr., gelber 7588 SE 


— Roggen höher bezahlt und ſelbſt geringe Sorten gut gefragt; pr, 
5860-62-64 Sgr. — G 


Sgr. pr. Schff. 


Erbſen 
Wicken 


ern nrehrunren 


ä —œ— nern ne 


Geringer u. blauſpitziger 68—73—80 

Rog 2 e A . 58— 5 Schlag⸗Leinſaat 
Ge 40—42—44 Winter⸗Raps 
ff 24—26—29 Winter⸗Rübſen 


84p 


erſte feſter; pr. 70pfd. 42—42% Sgr., verein⸗ 
Notiz bezahlt. — Hafer wenig Geſchäft; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 26 
gefragt. — Rapskuchen gefragt; 
53 Sgr. — Oelſaaten bei feſter Stimmung mehr beachtet. — Schlag⸗ 
lein wenig angeboten. 


enre sl. 


38—41—44 


Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 


160—185—210 
160—200— 223 
208—226— 244 


Kleejaat preisbaltend, rothe 8-1—12% 13% Tir, weiße 8—11 


bis 13% —16—17 Thlr. 
r A 6—8% Thlr. pr. C 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Pfd. 


Thymothee 


T 


Vor der Börſe. 


tr. 
netto 22—25 Sgr. 


Rohes Rübböl belebt, pr. Ctr. loco 14% Thlr., Sommermonate und 


erbſt 14% Thlr. — Spiritus pr. 100 
in Se ned 18% Thlr., Herbſt 18% Thlr. Geld. 


Poſen, 8. Juli. Wetter: Regen. 
Loco per d. Monat 5% —u— 
„ bez. u. Gld., A 
bez. u. 5 


Gld., 4 


2 


— 75 
e 45 bez. 


Ro 
bez. 


bez. u. Gld., 
r., November 


4 
57 bez 
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Quart à 80 Tralles loco 18% 


ggen: ſteigend. Gel, — Wispel. 
u. Br., Juli⸗Auguſt 45—45% — 
u. Gld., September⸗Oktober 44% 
Br., October⸗November 44% Gld., 4 Br., November⸗ 
Dezember 44% bez. u. G 

Spiritus: höher. 
bis ½ bez., Auguſt 18% — 


ld. 

21 Ort. Loco per d. Monat 187 — 5 —½ 
u. Br., Oktober 18 Gld., 70 * 
17 Br. 


Br., September 18% bez. 
4 Br., Dezember 
Hartwig Kantorowicz Söhne. 
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Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau, 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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